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srbemerkung 

Der Ausschuß fur Datenschutz legt dem Landtag 

nach 8 9 des Landesdutenschutzgesetzes seinen /wei- 
ten Tatigkeitsbericht vor. Dieser Bericht umfaßt den 
Zeitraum vom 1. Oktober 1974 bis zum 30. Septem- 
ber 1975. Er enthält die wesentlichen Ergebnisse der 
Arbeit des Ausschusses in Erfüllung der ihm durch 
$7 des Landesdatenschutzgesetzes ubertragenen 
Aufgaben. 

  

In dem Berichtszeitraum fanden 14 Sırzungen des 
Ausschusses statt. Ausgehend von der gemeinsamen 
Erkenntnis der Notwendigkeit des Datenschutzes 
konnte bei der Mitwirkung von Vertretern der Lan- 
desregierung an der Arbeit des Ausschusses auch in 
der kritischen Beurteilung anstehender Einzelfälle in 
aller Regel eine übereinstimmende Betrachtung er- 
zielt werden. 
Die Erörterung von Datenschutzproblemen mit dem 
Prasidenten des Bundeskriminalamtes anläßlich eines 
Informationsbesuchs in Wiesbaden sowie eine Be- 
sichtigung des Landesinformationssystems Rhein- 
land-Pfalz dienten dem Zweck, den Mitgliedern des 
Ausschusses einen Überblick über spezifische Pro- 
bleme des Datenschutzes zu verschaffen. 

2. Der Ausschuß für Datenschutz 

Die Zusammensetzung des Ausschusses für Daten- 
schutz hat sich im Berichtszeitraum wie folgt ge 
ändert: 

a) Der Abgeordnete Fritz Schneider hat nach 
seinem Ausscheiden aus der Fraktion der F.D.P. 

am 8. Januar 1975 auch sein Mandat als Mitglied 
des Ausschusses für Datenschutz niedergelegt. An 
seine Stelle wurde der Abgeordnete Wilhelm 
Ulmen (F.D.P.) ın der 68.Sitzung des Landtags 
Rheinland-Pfalz am 16. Januar 1975 gewahlt. 

b Mit dem Ende der 7. Wahlperiode des Landtags 
Rheinland-Pfalz endete auch die Wahlperiode des 
Ausschusses für Datenschutz, der zuletzt in fol- 
gender Besetzung tätig war: Abgeordnete 

Dr. Walter Schmitt (CDU), Hermann Belzner 
(SPD) und Wilhelm Ulmen (F.D.P.), Ministeriat- 
dirigent Walter Becker und Staatssckretar 
‚Alois Schreiner. 
Bei der Neuwahl des Ausschusses ın der 

1. Sitzung des Landtags trat an die Stelle des 
Abgeordneten Belzner (SPD), der ın der 8. Wahl- 
periode nicht mehr dem Landtag angehört, der 
Abgeordnete Rudolf Alberı Scharping (SPD). 
Die Abgeordneten Dr. Walter Schmitt und 
Wilhelm Ulmen sowie Ministerialdirigent Walter 
Becker wurden durch den Landtag ın ıhrem Amt 
bestätigt; Staatssekretär Schreiner wurde von der 
Landesregierung erneut zum Mitglied des Aus 
schusses bestellt. 

    

Die konsutuerende Sıtzung des Ausschusses fand aın 
21. Mai 1975 statt. Zum Vorsitzenden wurde wieder- 
um der Abgeordnete Dr. Walter Schmitt, zum Ge 
schaltstuhrer Ministerialdirigent Walter Becker ge 
wahlt 

  

Die Geschäftsordnung wurde in der als Anlage zur 
Drucksache 7/3342 abgedruckten Fassung unveran- 
dert übernommen. 

Änderungen des Landesdatenschutzgesetzes: 
In der Berichtsperiode wurde das Landesdaten- 
schutzgesetz durch zwei Gesetze geändert. Die we- 
sentliche Änderung betrifft den Datenschutz im 
Krankenhaus. Dabei wurden die im ersten 
Bericht (vgl. Drucksache 7/3342 Nr. 4 Buchst. c) er- 
läuterten Vorstellungen des Ausschusses in den 
wichtigsten Punkten übernommen. 

Durch das Landesgesetz zur Änderung des Gesetzes 
gegen mißbräuchliche Datennutzung vom 14.2.1975 
(GVBl. S. 84) wurde der Datenschutz auf die elek- 
tronische Datenverarbeitung durch Krankenhäuser ın 
freigemeinnütziger und privater Trägerschaft bei per- 
sonenbezogenen medizinischen Daten erstreckt (8 1 

Abs. 3 LDatG). Gleichzeitig wurde eine spezielle 
Regelung für personenbezogene medizinische Daten 
in allen Krankenanstalten privater und öffentlicher 
Träger getroffen. Die Weitergabe personenbezogener 
medizinischer Daten ist danach grundsätzlich nur 
noch mit Zustimmung des Betroffenen zulässig, es 
sei denn, daß sie gesetzlich vorgeschrieben ist ($ 4 
Abs. 3 LDatG). Die Auskunft an den Patienten über 
die zu seiner Person gespeicherten medizinischen 
Daten kann durch den behandelnden Arzt einge- 
schrankt werden, wenn dies zum Schutz der Gesund- 
heit des Betroffenen geboten ist ($ 11 Abs. 1 
Satz 2). 

Eine weitere Änderung des Landesdatenschutzge- 
seizes betrifft die NutzungundWeitergabe 
geschützter Daten durch dıe ın $ 1 genannten offent- 
lichen Stellen. 

Während es nach der ursprünglichen Fassung des Ge- 
setzes Voraussetzung war, daß Nutzung und Weıter- 
gabe zur Erfüllung gesetzlicher Aufgaben erforderlich 
waren, genügt es jetzt, daß dies zur rechtmäßigen 
Erfüllung öffentlicher Aufgaben der genannten 
Stellen erforderlich ist ($ 4 Abs. 1 Satz 1), Die er- 

weiterte Fassung hatte sich ın der kurzen Zeit der 
Geltung des Gesetzes als notwendig erwiesen, um zu 
verhindern, daß eine Reihe von Aufgaben der Ver- 
waltung, die keiner Normierung bedürfen —- etwa 
weil ihnen der Eingriffscharakter fehlt —, durch be- 
sondere Gesetze hätten definiert werden müssen. 

Durch das Erfordernis der „rechtmäßigen Auf- 
gabenerfüllung ist auch durch die neue Fassung 
sichergestellt, daß im Gesetz eıne ausufernde oder 
mißbrauchliche Nutzung oder Weitergabe von ge- 
schutzten Daten nicht zugelassen wird.
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Das Muster einer gespeicherten Anmeldung ist die- 
sem Bericht als Anlage 2 beigefügt. 

Das Auskunftssystem „Datenschutz” laßt folgende 
Auswertungsmöglichkeiten zu: 

1._im Stapelbetrieb 

a) Führung des Datenschutzregisters als Nach- 
weis aller dem Ausschuß für Datenschutz an- 
gemeldeten EDV-Anwendungen, 

b Verzeichnis aller Behörden und Einrich- 
tungen, die dem Datenschutz unterliegende 
Anwendungen betreiben mit Angabe der An- 
wendungen, der Erfassungs- und Verarbei- 
tungsstelle (Gesamtverzeichnis bzw. funktio- 
nal oder regional untergliederte Teilverzeich- 
nisse), 

c) Verzeichnis aller Erfassungssiellen, 

d Verzeichnis aller Verarbeitungsstellen, 

€) Anwendungsübersicht, 

f) Übersicht uber die erfaßten Daten je An- 
wender oder je Anwendungsart, 

$) Übersicht über die Sicherungsmaßnahmen. 

Ih} Adressierungshilfen; 

2. im Dialogverfahren 

a) Anzeige jeder im Datenschutzregister er- 
faßten Anwendung als Gesamtdokument 
oder auch Anzeige der Einzelelemente des 
Dokuments (Suchargumente: Register- 
nummer, Bezeichnung des Anwenders, An- 
wendung usw.), 

b] Anzeige, ob bezüglich einer bestimmten An- 
wendung oder eines bestimmten Anwenders 
Anmeldungen im Datenschutzregister vorlie- 
gen und ggf. welche, 

©) Anzeige, ob und gegebenenfalls welche Daten 
von einem Anwender oder für eıne Anwen- 
dung erfaßt sind, 

  

d Anzeige, ob und gegebenenfalls welche Siche- 
rungsmaßnahmen getroffen sınd, 

€) Anzeige, ob und gegebenenfalls welche dem 
Datenschutz unterliegenden Anwendungen 
bei einer Erfassungs- oder Verarbeitungsstelle 
betrieben werden. 

Den Anzeigepflichtigen wurden Anfang Septem- 
ber 1975 Druckprotokolle über die gespeicherten 

Anwendungen zugesandt, ohne daß damit eine Zu- 
summung des Ausschusses zu der angemeldeten An- 
wendung ausgesprochen wurde: sıe wurden gebeten. 
die Druckprotokolle auf ihre Richtigkeit und Voll- 
ständigkeit zu überprufen und notwendige Berichts 
gungen bis zum 1. Oktober 1975 mitzuteilen. Unter 
Hinweis auf $ 10 Abs. 2 des Landesdatenschutzge- 
setzes wurde ferner gebeten, dem Ausschuß für Da- 
tenschutz unverzüglich die nach dem Erhebungsstich- 
tag eingetretenen Änderungen anzuzeigen und die für 
künftige Änderungen nach dem Gesetz vorgesehene 
Anzeigefrist von 4 Wochen zu beachten. 

Nach Abschluß der Aufbauphase wird der Ausschuß 
geeignete Maßnahmen einleiten mit dem Ziel, das 
Auskunftssystem zu vervollständigen. Soweit bisher 
nicht angemeldete Anwendungen bekanntgeworden 
sind, wird die Landesregierung das Erforderliche zur 
Komplettierung des Datenbankregisters veranlassen. 
In Fallen, in denen Zweifel an dem sachlichen Gel- 
tungsbereich des Gesetzes aufgetreten sind, wurde 
der Wissenschaftliche Dienst beim Landtag beauf 
tragt, eine Klarung herbeizuführen. 

Die bisher durchgeführten Prüfungen des Materials 
ergaben keine Anhaltspunkte für offensichtliche Ver- 
stöße gegen das Landesdatenschutzgesetz. Sie zeigten 
aber, daß sich die Risiken der praktizierten Verlah- 
ren erheblich unterscheiden. Diese Unterschiede sind 
zu eınem Teil in der Unterschiedlichkeit der verwen- 
deten EDV-Anlagen begründet. So bieten beispiels- 
weise Großrechenanlagen, wie sie bei dem Landes- 
rechenzentrum, bei den kommunalen Gebietsrechen- 
zentren, bei der Oberfinanzdirektion oder bei dem 
Statistischen Landesamt Verwendung finden, die 
Möglichkeit der integrierten und damit unter Daten- 
schutzgesichtspunkten besonders relevanten Daten- 
verarbeitung in einer vollig anderen Dimension als 
etwa Anlagen der mittleren Datentechnik. Die EDV- 
Anwendungen unterscheiden sich aber auch ganz er- 
heblich hinsichtlich der Sensitivität der Datenarten 
und der Intensität der Datensicherung. 

  

Der Ausschuß für Datenschutz wird nach Bewertung 
der unterschiedlichen Risiken entscheiden, in we! 
chen Fällen durch Beauftragte geprüft wird, ob der 
Datenschutz in der vom Gesetz bestimmten Weise 
gewährleistet ist. 

Datensicherung 

Im Rahmen der Berichterstattung der Landesregie- 
rung über die bisher durchgeführten und für die Zu- 
kunft beabsichtigten Maßnahmen zur Verbesserung 
des Datenschutzes fanden die beim Landesrechen- 

zentrum bestehenden system- und arbeitstechnischen 
Vorkehrungen zum Schutze der gespeicherten Infor- 
mationen vor Verlust und Zerstörung, unberechtigter 
Änderung sowie unzulässigem Zugriff das besondere 
Interesse des Ausschusses für Datenschutz. Es wurde 

mit Genugtuung vermerkt, daß die Landesregierung 
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auch ın der Vergangenheit schon sac heerechte An- 
strengungen unternommen hat, um die zufällige uder 
vorsätzliche Preisgabe, Veranderung oder Zerstorung 
von Daten zu verhindern. Die Bedeutung, die auch 
der Gesetzgeber diesem leilaspekt des Datenschutzes 
beimißt, kommt ın der Änderung des $ 2 Abs. 2 des 
Landesdatenschutzgesetzes zum Ausdruck. Während 
zuvor nur bestimmt war, daß die Sicherungsm.ßnah- 
men im einzelnen in Dienstanweisungen festzulegen 
sind, wurde nunmehr der Minister des Innern er- 
machtigt, durch Rechtsverordnung ım Benehmen mit 
dem Ausschuß für Datenschutz Grundsätze für die 
Sicherungsmaßnahmen zu erlassen. 

Der Ausschuß wird zu prüfen haben. ob die nach- 
stehend aufgezählten Sicherheitsvorkehrungen, dıe 
bei einer Großrechenanlage des Landes verwirklicht 
sind, ausreichen und welcher Sicherheitsstandard für 
die übrıgen Verarbeitungsstellen gefordert werden 
kann: 

1. Gebäudesicherung 

a) einbruchsichere Verglasung, Öffnungsmelder 
und Glasbruchmelder, 

b) bauliche Trennung von Maschinentrakt und 
Personaltrakt, Sicherung der Zugänge gegen 
Öffnung von außen, 

©) Feuerschutzeinrichtungen (lonisationsmelder 
im EDV-Archv sowie im Maschinensaal mit 
unmittelbarer Alarmierung der Feuerwehr; 
automatisches CO, Löschsystem, 

d} Polizei-Notrufanlage; 

2. Organisatorische Sıcherheitsvorkehrungen 

a) Zugangskontrolle (Besucheranmeldung und 
-überwachung), 

b Datenschutz-Dienstanweisung, 

c Verpflichtung der Mitarbeiter und Wartungs- 
techniker zur Einhaltung des Datengeheim- 
nisses, 

d Einrichtung von Sicherheitskreisen (Arbeits- 
vorbereitung, Kontrolle der Datentragerein- 
gänge und -ausgange, Datenerfassung, Archiv, 
Maschinensaal), zu denen nur bestimmte Per. 
sonen Zutritt haben, 

€) Irennung von Programmierung und maschi- 
neller Verarbeitung (Closed-shop-Betrieb), 

f) schriftliche Auftragserteilung für Datenerfas- 
sung und -verarbeitung, Arbeitsbegleitzettel 
zur sachlichen und zeitlichen Kontrolle der 
Auftragsabwicklung, 

#) Transport und Versand von Datenträgern in 
verschließbaren Behältnissen, 

h Buplizierung von Datenträgern und Progranı- 
men sowie Auslagerung in Sıcherheitsraumc. 

i) einbruchsichere Verwahrung von Datentra- 
gern und Programmen, 

D) Herausgabe von Datenträgern und Program- 
men zur Verarbeitung oder Weitergabe nur 
bei Vorliegen eines besonderen Auftrags, 

k Vernichtung von Drucküberstucken im Reiß- 
wolf; 

3. Programm- und gerätemäßige Sicherungsmaßnah- 
men (Software- und Hardwaresicherung) 

a) Überprüfung der Arbeitsdurchführung ım 
Rechner durch Abrechnungs-Routinen (Job- 
durchführung uber Accounting-Routinen), 

b) Passwortschutz und Bestimmung von Schutz- 
zeıtraumen für besonders zu schützende 
Bibliotheken und Dateien, 

Protokollierung sämtlicher Rechneraktivi- 
taten, 

® 

d Prufung der Zugriffsberechtigung der an das 
Datenfernübertragungsnetz angeschlossenen 
Datenstationen, 

e Protokollierung samtlicher Eingaben und Ab- 
fragen im Rahmen des Datenfernubertra- 
gungssystems, 

f) Abschließbare Datenstationen, 

8) Schreibsperren beı peripheren Geraten, 

h Speicherschutz im Rechner, 

i)  unterbrechungsfreie Stromversorgung. 

) doppelte Klimaanlage, 

k) doppelte Auslegung von Systemkomponen 
ten. 

6. Zusammenarbeit zwischen den Rechenzentren und 
den Kirchenbehörden im Lande 

Entsprechend der schon im ersten Bericht geäußer- 
ten Absicht hat sich der Ausschuß nach Vorliegen 
des Vorschlages des Unterausschusses der Innen- ministerkonferenz, dem sowohl die Evangelische 
Kirche in Deutschland als auch die Konferenz der 
katholischen Bischöfe ausdrücklich zugestimmt ha-
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ben, vorlaufig abschlieend mit den durch die Daten- 
weitergabe an ie Kirchen entstehenden Fragen be- 
faßt. In einem Gesprach mit Vertretern beider Kir- 
chen wurde u.a. Überemstimmung darüber erzielt, 
daß die Weitergabe der Daten von Familienmitglie- 
dern, die nicht derselben Relıgionsgememschaft an- 
gehören, auf den engeren Umfang begrenzt werden 
soll, wie er in dem genannten bundeseinheit- 
lichen Vorschlag vorgeschen ist, also auf das Perso- 
nenkennzeichen und den Vor- und Nachnamen. 
Zwischen dem Ministerium des Innern und den Kir- 
chen wurde zwischenzeitlich eine entsprechende 
Übereinkunft erzielt, so daß eine förmliche Ände- 
rung der in Rheinland-Pfalz bereits bestchenden Ver- 
einbarung zwischen dem Landesrechenzentrum und 
den Kirchen nicht mehr als notwendig erschien. 

Ein weiterer Gegenstand der gemeinsamen Erörte- 
rungen war die Weitergabe einwohnerbezogener Da- 
ten durch die Kirchen an kirchliche Einrichtungen 
und die dabei zu beobachtenden Sicherungsmaßnah- 
men. 

Die besondere Schwierigkeit, den Begriff „kirchliche 
Einrichtungen”, wie er in der Vereinbarung verwen- 
det wird, präzise abzugrenzen, hatte den Ausschuß- 
mitgliedern zu gewissen Bedenken Anlaß gegeben. 

Diese stießen auf seiten der Kirchenvertreter auf Ver- 
ständnis und alle Beteiligten kamen übereinstimmend 
zu der Auffassung, daß geschützte Daten nur zur Er- 
füllung öffentlicher Aufgaben an Kirchenbehörden 
weitergegeben werden dürfen. Zur Sicherstellung des 
Datenschutzes im eigenen Bereich haben die Kir- 
chen eigene innerkirchliche Datenschutzbestim- 
mungen erlassen und in diese das Diskussionsergebnis 
im Ausschuß, soweit es die Datenweitergabe an an- 
dere Einrichtungen betrifft, entsprechend ubernom- 
men. 

Informationszentrale für den Steuer- und Zollfahn- 
dungsdienst 

Im August 1974 war der Ausschuß für Datenschutz 
vom Ministerium für Finanzen gebeten worden, zu 
der geplanten Einrichtung einer gemeinsamen In- 
formationszentrale für den Steuer- und Zollfahn- 
dungsdienst unter dem Blickwinkel des Daten- 
schutzes Stellung zu nehmen. Diese Informations- 
zentrale sollte ermöglichen, die bei den Dienststellen 
der Steuer- und Zollfahndung im gesamten Bundes- 
gebiet vorhandenen Erkenntnisse aus Steuerauf- 
sichts-, Steuerermittlungs- oder Steuerstrafverfahren 
in bezug auf einzelne Täter oder Tatkomplexe allen 
Behörden der Steuer- und Zollverwaltung zugänglich 
zu machen. 

Die wichtigsten Gesichtspunkte seiner Stellungnah- 
me hat der Ausschuß in dem 1974 erstatteten Tatıg- 
keitsbericht dargestellt. Die Prüfung. ob es einer Ge- 
setzesänderung bedarf, die in dem Auskunftssystem 

gespeicherten Daten ganz oder teilweise von dem 
‚Auskunftsanspruch des Betroffenen nach & 11 des 

Landesdatenschutzgesetzes auszunehmen, sollte sıch 

anschließen. 

Eine Weitervertolgung dieser Angelegenheit hat sich 
jedoch erübrigt, nuchdem bekannt wurde, daß das 
Projekt ın absehbarer Zeit aus Kostengründen nicht 
verwirklicht wird. 

Zusammenarbeit zwischen dem Ausschuß für Daten- 

schutz und dem Petitionsausschuß 

Eine nähere Abstımmung mit dem Petitionsaus- 
schuß, der nach Art. 90a Abs. I der Landesverfas- 
sung über die gemäß Art. 11 LV und Art. 17 GG an 
die Volksvertretung gerichteten Eingaben entschei- 
det, und mit dem Bürgerbeauftragten war hinsicht- 
lich der Fälle erforderlich, in denen sich Bürger we- 
gen Anliegen, die typische Datenschutzangelegenhei- 
ten betreffen, nicht an den Ausschuß für Daten- 
schutz, sondern an den Petitionsausschuß oder an 
den Bürgerbeauftragten wenden. 

Das durch die Verfassung garantierte Recht jedes em- 
zelnen, sich mit Bitten und Beschwerden (Eingaben) 
an die Volksvertretung zu wenden, wird durch den 
Erlaß des Datenschutzgesetzes nicht berührt. Wer 
sich durch die Anwendung der elektronischen Daten- 
verarbeitung hinsichtlich seiner Person durch öffenı- 
liche Stellen des Landes in seinen Rechten verletzt 
glaubt, kann neben der Anrufung des Datenschutz 
ausschusses nach $14 1DatG auch von seinem 
Petitionsrecht Gebrauch machen. 

Es lag auf der Hand, daß durch die Zuständigkeit 
zweier Kontrollinstitutionen der Sache nicht gedient 
und dem Bürger nicht starker geholfen werden kaun. 
Auch galt es, den auf diese Weise verdoppelten Ver- 
waltungsaufwand zu verhindern. 

Dabei war jedoch zu berücksichtigen, daß der Peti 
tionsausschuß nach der Rechtsprechung des Bundes- 
verfassungsgerichtes dem einzelnen Petenten gegen- 
über verpflichtet ist, seine Eingabe zur Kenntnis zu 
nehmen, eine Entschließung zu fassen, was mit der 
Eingabe geschehen soll und ihm dies mitzuteilen. Das 
Problem konnte deswegen nıcht dergestalt gelöst 
werden, daß alle einschlägigen Petitionen büromäßig 
an den Ausschuß für Datenschutz als die fachspeziel- 
lere Institution weitergeleitet werden. 

Im Petitionsausschuß wurde daher nach eingehender 

Erörterung der Grundsatzbeschluß gefaßt, daß Eın- 
gaben, deren Gegenstand in den vom Landesdaten- 
schutzgesetz. geregelten Bereich fällt, vom Petitions- 
ausschuß grundsätzlich dem Ausschuß für Daten- 
schutz als Material überwiesen werden. Zur Beschleu 
nigung des Verfahrens ıst darüber hinaus der Bürger- 
beauftragte ermachtigt worden, die bei ihm ein-
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laufenden Eingaben vor dem in der nachsten Sitzung 
zu lassenden Überweisungsbeschluß des Petitionsaus- 
schusses an den Ausschuß für Datenschutz weiterzu- 
leiten. Mit der in jedem einzelnen Fall zu fassenden 
Entschließung und ıhrer Mitteilung an den Petenten 
hat der Petitionsausschuß seine verfassungsrechtliche 
Verpflichtung erfüllt und es wird gleichzeitig uber- 
Nussige Doppelarbeit vermieden. 

  

9. Erhebung zur Wohn- und Lebenssituation von Stu- 
denten der Mainzer Hochschulen 

Zu Beginn des Jahres führte die Johannes Gutenberg- 
Universität gemeinsam mit der Stadt Mainz eine 
Fragebogenerhebung unter den Studenten der 
Johannes Gutenberg-Universität durch. Die Erhe- 
bung sollte Grundlagen für Planungen der Stadt und 
der Universität liefern. Es wurden daher verschiedene 
Fragen an dıe Studenten gestellt, die ihre Wohn- und 
Lebensverhältnisse ım weiteren Umfang offenlegen 
sollten. So wurde neben Angaben uber das Studium, 
die Wohnung, und uber dıe finanziellen Verhaltnisse 
beispielsweise danach gefragt, ob der einzelne Stu- 
dent Mitglied einer politischen, rehgiosen oder kultu- 
rellen Vereinigung sei, ob er kommunalpolitisch 
interessiert sei und ob er einen Mainzer Kommunal- 
politiker oder Parterfunktionär personlich keı 

  

Die Fragebögen wurden den Studenten mit den Un- 
terlagen für die Rückmeldung zum nächsten Se- 
mester ausgehandigt, und es wurde ihnen nahegelegt, 
sie vollstandig auszufüllen. Auf die Freiwilligkeit der 
Ausfüllung der Fragebögen wurde beı deren Ausgabe 
zunachst nıcht ausdrücklich hingewiesen. Dies ergab 
sich allenfalls indirekt aus dem Text des Begleit- 
schreibens. Eine Anmeldung der Fragebogenaktion 
entsprechend der Vorschrift des $ 10 Abs. 2 1.DatG 
wurde von den Veranstaltern (Stadt und Universitat) 

erst nach einer Aussprache mit ihren Vertretern ım 
Ausschuß vorgenommen. 

  

Der Vorgang gab Veranlassung zur Prülung folgender 
Grundsatzfragen fur die Anwendung des Landes- 
datenschutzyesetzes: 

1. Ist die Zuständigkeit des Ausschusses für Daten- 
schutz beı einer Erhebung, die erklärtermaßen 
zum Zwecke der EDV-maßigen Auswertung 
durchgeführt wird, erst dann gegeben, wenn die 
Phase der elektronischen Speicherung oder gar 
erst die der Auswertung beginnt, oder erstreckt 
sich die Aufgabe des Ausschusses bereits auf die 
vorhergehende zeitliche Phase der Datenerfas- 
sung? 

  

2. Wird die Anwendung des Landesdatenschutzg 
setzes und damit die Zuständigkeit des Aus- 
schusses dadurch in Frage gestellt, daß eıne Erhe- 
bung auch wissenschaftlichen Zwecken zu dienen 
bestimmt ıst? 

  

Der Ausschuß hat sıch in mehreren Sitzungen mıt 
den tatsachlichen Gegebenheiten sowie mit den auf- 
geworfenen rechtlichen Grundsatztragen befaßt und 
diese auch mit Vertretern der Stadt und der Unncisi 
tat erortent. 

  

Nach eingehender Prütung kım der Ausschuß nn 
zu der Auffassung, daß bereits die Phase der kon- 
ventionellen Datenermitilung ın den Datenschutz 
einzubezichen ıst. Unter „Datenverarbeitung” ım 
Sinne des Landesdatenschutzgesetzes ıst demnach 
die Gesamtheit der verschiedenen Arbeitsphasen von 
der Datenerfassung uber die Speicherung bis hin zur 
maschinellen Verarbeitung zu verstehen, die einen 
einheitlichen Informationsverarbeitungsprozeß dar- 
stellen. Diese Auslegung wurde auf die Entstehungs- 
geschichte und den Sinn der einschlagigen Regelung 
des Landesdatenschutzgesetzes gestützt. Bereits ın 
der Sitzung des Unterausschusses „Landesdaten- 
schutzgesetz” des Rechtsausschusses vom 27.6.1972 
wurde die Notwendigkeit der Anzeige von Daten- 
sammlungen und -nutzungen ($ 10 Abs. 2) schon vor 
Beginn der Datenverarbeitung als wesentliches 
Element eines praventiven Datenschutzes von allen 
Mitgliedern des Unterausschusses gefordert. Dieser 
Wille des Gesetzgebers wird dementsprechend an ver- 
schiedenen Stellen des Gesetzes deutlich, wıe in $ 1 
Abs. I Satz 1 und $ 2 Abs. I Satz I, wo die Daten- 
erfassung ausdrücklich als schutzrelevanter Vorgang 
der Datenverarbeitung gekennzeichnet wird und ın 
$ 10 Abs. 2 Satz 1, der ebenfalls mit dem gleichen 
Ergebnis interpretiert werden kann, da die Anzeige- 
pflicht nach dem Wortlaut der Bestimmung bereits 
für die Phase der Datenerfassung statuiert ıst. 

Auch der Sinn der Regelungen des Landesdaten- 
schutzgesetzes kann nicht anders verstanden werden. 
Wenn durch das Gesetz der Rürger vor Gefahren im 
Zusammenhang mıt der elektronischen Datenverar- 
beitung geschutzt werden soll, dann mussen die 
schützenden Regelungen moglichst fruh einsetzen 
und nicht erst dann, wenn die Gefährdung bereits cın 
konkretes Stadium (elektronische Speicherung) er 
reicht hat. Jede Datenerfassung. die zum Zwecke der 
spateren elektronischen Speicherung vorgenommen 
wird, muß somit zum Regelungsgegenstand des Ge- 
setzes gezählt werden. 

  

Eine weitere Frage ergab sich auch aus der wıssen- 
schaftlichen Zielsetzung der Datenverarbeitung. I 
aber ın dem anstehenden Falle die Erfüllung verwal 
tungsmäßiger Aufgaben der Stadt ganz eindeutig den 
Schwerpunkt der Erhebung bildete, war es nicht er- 
forderlich, konkret zu entscheiden, ob für Erhe- 
bungen mit vorwiegender oder ausschließlicher 
wissenschaftlicher Zielsetzung andere Regeln zu gel- 
ten haben. 

    

Der Ausschuß brachte aber seine grundsätzliche 
Meinung zum Ausdruck, daß weder durch das Lan- 
desdatenschutzgesetz noch durch andere gesetzliche
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Bestimmungen, wie etwa durch das Hochsc hulgesetz, 

hinsichtlich der Sammlung personenbezogener Daten 
und ihrer Auswertung für Zwecke der Forschung und 
Lehre cın Freiraum geschaffen wırd, so daß auch der 
Wissenschaftsbereich hinsichtlich der elektronischen 
Datenverarbeitung dem Vorbehalt des Gesetzes 
unterliegt. 

Die Fragebogenaktion von Stadt und Universitat gab 
auch Veranlassung für den Ausschuß, Überlegungen 
zu der Frage anzustellen, ob es für die Anwendung 
des Gesetzes von Bedeutung sein kann, wenn beı Be- 
fragungen dieser oder ahnlicher Art dıc Befragten 
ihre Daten freiwillig, d. h. ohne dazu gesetzlich ver- 
pflichtet zu sein und ohne im Weıgerungsfalle Nach- 
teile befürchten zu müssen, angeben. Angesichts der 
besonderen Umstände des Falles bestand jedoch 
keine Notwendigkeit, dies abschließend zu klaren. 
Die Frage bleibt aber zu untersuchen und zu ent- 
scheiden. Dabei wird nach Auffassung des Ausschus- 
ses nicht unberucksichtigt bleiben können, daß das 

Datenschutzbewußtsein in der Bevölkerung zur Zeit 
noch ziemlich mangelhaft entwickelt ist. Demzufolge 
kann nach Auffassung des Ausschusses ın den we- 

nigsten Fällen davon ausgegangen werden, daß der- 
jenige, der seine Daten für eine spätere elektronische 
Speicherung angibt, einen auch nur annahernden 
Überblick uber die möglichen Konsequenzen hat. 

10. Verlegerische Auswertung der Anschriften von Kraft- 
fahrzeughaltern 

In dem Berichtszeitraum wurden dem Ausschuß für 
Datenschutz zwei Eingaben vorgelegt, die sich auf 
die verlegerische Auswertung der Zulassungsdaten 
von Kraftfahrzeugen bezogen. So wurde berichtet, 
daß dıe Werbeabteilung von Unternehmen der Kraft- 
fahrzeugbranche Schreiben versenden, ın denen nach 

detaillierter Beschreibung des derzeitig benutzten 
Kraftfahrzeugmodells unter Angabe der Zulassungs- 
nummer, der Zeitdauer des Besitzes und des mut- 
maßlichen Kraftstoffverbrauchs die Vorzüge der von 
einem konkurrierenden Unternehmen hergestellten 
Kraftfahrzeuge dargestellt werden. Die Beschwerde- 
führer vermuteten, daß die Angaben von einer staat- 
lichen Stelle weitergegeben wurden. Sie empfanden 
die Werbemaßnahmen als Belastigung und sahen ın 
der Datenweitergabe einen Verstoß gegen das Lan- 
desdatenschutzgesetz. 
Die Nachforschungen des Ausschusses für Daten- 
schutz führten zu folgendem Ergebnis: 

Die Daten über die Zulassung oder Ummeldung von 
Kraftfahrzeugen werden bereits seit vielen Jahren 
vom Kraftfahrt-Bundesamt an Adressenverlage zur 
verlegerischen Auswertung weitergegeben. Es handelt 
sich dabei im wesentlichen um die zulassungsrecht- 
lichen Angaben wıe Kennzeichen und Zulassungs 
datum, um die technischen Daten wıe Fahrzeugart, 
Typ, Hubraum, Nutzlast u. a. und um die den Halter 
betreffenden Angaben wıe Name und Anschrift. 

  

Die Verlage sind nicht berechtigt, das Material zu 
statistischen Zwecken zu verwenden oder kinzelaus- 
künfte aus den Unterlagen zu erteilen. Diese Aufga- 
ben bleiben den Zulassungsstellen und dem Kraft- 

fahrt-Bundesamt vorbehalten. 

Zur verlegerischen Auswertung gelangen allerdings 
nur Angaben, die der Halter für die Veröffentlichung 
freigegeben hat. Aus diesem Grund enthielten die 
Antragsvordrucke für die Zulassung bzw. Ummel- 
dung von Kraftfahrzeugen bis zum 31. Dezember 
1974 folgenden Text. „Die Zulassung oder Um- 
schreibung darf einem Adressenverlag mitgeteilt wer- 
den” mit der Fußnote: „Wenn nicht zutreffend, 
streichen.” 
Im Hinblick auf den notwendigen Schutz vor Miß- 
brauch personenbezogener Daten wurden die Vor- 
drucke ab 1. Januar 1975 klarer gestaltet. Die neue 
Formulierung lautet: „Stimmen Sie zu, daß das 
Kraftfahrt-Bundesamt die Zulassung oder Umschrei- 
bung Dritten für Zwecke von Werbung und Mei- 
nungsforschung mitteilt? Ja/Nein”. 

  

In den ın Frage stehenden Fallen war die Datenweı- 
tergabe nıcht gesperrt worden. Dies war, wie sich 
herausstellte, darauf zurückzuführen, daß die Zu- 
lassungsanträge im Auftrag der Kunden von den 
Kraftfahrzeughändlern ausgefüllt wurden, die auf die 
Streichungsmöglichkeit nicht ausdrücklich hin- 
wiesen. 

Der Ausschuß für Datenschutz kam bei der Beratung 
der Eingaben zu dem Ergebnis, daß es sich bei der 
Weitergabe der Daten über die Zulassung von Kraft- 
fahrzeugen formal nicht um einen Vorgang handelt, 
der dem Landesdatenschutzgesetz unterliegt, da sich 
die zustandigen Verwaltungsbehörden zur Erfassung 
dieser Daten und zu ihrer Übermittlung an das Kraft 
fahrt-Bundesamt, nicht der elektronischen Datenver- 
arbeitung bedienten. Die Weitergabe konvention 
ermittelter und verarbeiteter Daten ist aber im Lan 
desdatenschutzgesetz nicht erfaßt. Überdies war zu 
berücksichtigen, daß das Kraftfahrt-Bundesamt nicht 
innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs des Lan- 
desdatenschutzgesetzes liegt. 

  

Desungeachtet dürfte aber dem Schutzbedürfnis des 
Bürgers durch die mit Wirkung vom 1. Januar 1975 
verfügte Änderung der Antragsvordrucke in uus- 
reichendem Maße entsprochen sein. Die seitdem ver- 
wendete Formulierung macht einerseits dem Bürger 
hinreichend deutlich, daß er die Weitergabe perso- 

nenbezogener Daten ausschließen kann; andererseits 
wägt sie einem möglicherweise vorhandenen Beduürf- 
nis des Burgers, uber die Angebote konkurrierender 
Unternehmen der Kraftfahrzeugbranche unterrichtet 
zu werden, Rechnung. 

Die Tatsache, daß das Ausfüllen der Anmeldeformu- 
lare im Zusammenhang mit der Anmeldung und Um 
meldung von Kraftfahrzeugen haufig den Krafifahr-



Drucksache 8) 35O Landtag Rheinland-Pfalz - 8. Wahlperiode 

  

zeughändlern ohne nähere Weisung überlassen wird, 
macht deutlich, daß beı der Hergabe und Kehancliung 
personenbezogener Daten dem Gesichtspunkt des 
Datenschutzes seitens der Bevolkerung noch nicht 
die notwendige Beachtung geschenkt wırd. 

Mit der Darstellung der unter dem Gesichtspunkt des 
Datenschutzes bedenklichen Verfahrensweise verbin- 
det der Ausschuß für Datenschutz dıe Erwartung, 
daß durch die zunehmende Aufklarung der Bevölke- 
rung das Interesse an Problemen des Datenschutzes 
geweckt wird und bei der Anmeldung von Kraftfahr- 
zeugen wie auch in anderen Fällen bestehende Mög- 
lichkeiten, die Weitergabe personenbezogener Daten 
auszuschließen, besser wahrgenommen werden. 

- Weitergabe von Daten an Adreßbuchverlage 

Der Verband der Adreßbuchverleger e. V. hat sich 
für eines seiner Mitglieder an den Ausschuß mit der 

Bitte um Klarung der Frage gewandt, ob Bedenken 
dagegen bestehen, wenn die Verlage die für die Her- 
stellung der Adreßbucher notwendigen Anschriften 
von den kommunalen Gebietsrechenzentren un- 
mittelbar auf Magnetband erhalten, um dann den 
Satz direkt vom EDV-Band mittels Lichtsetzverfah- 
rens herstellen zu konnen. Diese Methode isı nach 
Auffassung des Verbandes kostengünstiger als das 
bisherige Verfahren. 

Bei den Untersuchungen durch den Ausschuß war 
zunächst von der Iatsache auszugehen, daß nach 
dem allgemeinen Organisationsrecht nicht dem 
Rechenzentrum, sondern alleın dem Benutzer, also 
demjenigen, der die Daten geliefert hat, die Verfü- 
gungsbefugnis uber diese zusteht. Im gegebenen Fall 
sind das die Gemeinde- und Verbandsgemeindever- 
waltungen. Dies entspricht auch der zwischen dem 
Land und den kommunalen Spitzenverbanden abge- 
schlossenen Vereinbarung uber die Organisation der 
EDV im kommunalen Bereich und die Zusammen- 
arbeıt mit der Landesverwaltung. Die Rechenzentren 
sind nur Erfüllungs- und Verrichtungsgehilfen des je- 
weiligen Auftraggebers und haben die ıhnen uber- 
tragenen Aufgaben nach deren Weisungen durchzu- 
führen. 

Vor Inkrafttreten des Landesdatenschutzgesetzes be- 
urteilte sich die Zulassigkeit solcher Datenweiter- 
gaben nach den allgemeinen melderechtlichen Vor- 
schriften mit den dazu ergangenen Verwaltungsbe- 
stimmungen und war nıcht zu beanstanden. 

Aufgrund der durch das Landesdatenschutzgesetz ge- 
schaffenen Rechtslage stellt sich die Frage. ob dem 
nach Meinung des Ausschusses grundsätzlich anzu- 
erkennenden Informationsbedurfnis und dem Be- 
streben, elektronische Verfahrenstechniken mit dem 
Ziel der Rationalısierung anzuwenden, entsprochen 
werden kann. 

Nach $4 Abs. 1 Satz 2 des Landesdatenschutzge- 
setzes durfen anderen als den ın $1 Abs. | ge- 
nannten öffentlichen Stellen Daten nur zur Verfü- 
gung gestellt werden, wenn und soweit dies geseis- 
lich zugelassen ist. Da eın entsprechendes Gesetz 
nicht besicht, kommt nur eıne Weitergabe nach Ab- 
satz I an die genannten offentlichen Stellen zur 
rechtmäßigen Wahrnehmung ihrer — öffentlichen - 
Aufgaben in Frage. Auch hier steht einer direkten 
Weitergabe der Daten an dıe Adreßbuchverlage zu- 
nachst der Einwand entgegen, daß sie keine öffent- 
lichen Stellen im Sinne des $ 1 Abs. I sind. 

  

Der Ausschuß hat den Gemeinde- und Stadtebund, 
das zuständige kommunale Gebictsrechenzentrum 
und das Landesrechenzentrum angeschrieben und 
deren Stellungnahmen eingeholt. 

Außerdem wurde eine eingehende rechtliche Über- 
prüfung der anstchenden Fragen sowohl durch das 
Justizministerium als auch durch den Wissenschaft- 
lichen Dienst des Landtags veranlaßt. Die Unter- 
suchung ist noch nicht abgeschlossen. 

  

In cıner weiteren, dem Ausschuß vorgelegten krage. 
wurde Einmütigkeit dahingehend erzielt, daß die 
Weitergabe von Daten insoweit als unzulässig ange- 
sehen wırd, als — wie von einer Stadt beabsichtigt — 
auch der Name und die Anschrift des jeweiligen 
Hauscigentümers in der genannten Weise zur Verfu- 
gung gestellt werden sollen. Solche Daten sind nicht 
mehr als „offene Daten” zu betrachten, und ihre 
Weitergabe würde auch über das hinausgehen, was in 
$ 19 des Entwurfs des Bundesmeldegesetzes zuge- 
lassen werden soll. 

  

. Das polizeiliche Informationssystem 

Die Erfolge polizeilicher Tätigkeit hängen zu einem 
erheblichen Teil von einer schnellen und bedurfs- 
gerechten Information ab. Im Rahmen der Bemu 
hungen von Bund und Ländern um eine Verbesse- 
rung der Verbrechensbekämpfung kommt daher dem 
Einsatz moderner Informations- und Kommunika- 
tionstechniken eine erhebliche Bedeutung zu. 

Als Teil eines Sıcherheitsprogramms wurde von der 
Ständigen Konferenz der Innenminister und Sena- 
toren am 27. Januar 1972 der Aufbau eines gemein- 
samen Informations- und Auskunftssystems für die 
gesamte Polizei in der Bundesrepublik (INPOL) be- 
schlossen. Das INPOL-System wırd als arbeutsteiliges 
Auskunfts- und Recherchiersystem vom Bund und 
von den Ländern getragen. Nach $ 2 des Gesetzes 
über die Einrichtung emes Bundeskriminalpolızei- 
amtes i.d. F. vom 29.6.1973 (BGBl.I $. 704) 
kommt dabei dem Bundeskriminalamt die Funktion 
einer Zentralstelle für den elektronischen Datenver- 
bund zwischen Bund und Ländern zu. Es hat ferneı 
die Aufgabe, „alle Nachrichten und Unterlagen für 
die polizeiliche Verbrechensbekämpfung zu sammeln



  

Landtag Rheinland-Pfalz - 8. Wahlperiode Drucksache 8/ 350 

  

  und auszuwerten”. Die Benutzung des BRA-Rech- 

ners durch die Landesiliensistellen wurde nach dem 
Besitzerprinzip geregelt. Dies bedeutet, «aß nur die 
für die Dateneingabe zuständige Dienststelle (Landes- 
krımınalamt) zur Änderung und Löschung berechtigt 

ist. Beschränkungen für die Datennutzung bestehen 
jedoch aufgrund des Besitzerprinzips nicht. Über die 
bei Polizeidienststellen, auf größeren Flughafen und 
an Grenzübergangen aufgestellten Datensichtgeräte 
ist mit wenigen Einschrankungen — vor allem für 
Daten aus dem Staatsschutzbereich und für die 
Nutzung durch Grenzdienststellen - grundsatzlich 
der Zugriff auf alle gespeicherten Daten möglich. 

  

  

Ein Personenfahndungssystem erfaßt die Daten aller 
bisher in den beiden Ausgaben des Deutschen Fahn- 
dungsbuchs ausgeschriebenen Personen. Diese Daten 
sind sowohl im Rechenzentrum des Bundeskriminal- 
amtes als auch im Landesrechenzentrum Rheinland- 
Pfalz gespeichert und werden mittels Rechnerver- 
bunds aktualisiert. 

In einer Sachfahndungsdatei sind die Merkmale von 
mehr als 100.000 gestohlenen Kraftfahrzeugen er- 
faßt. Diese Datei soll ergänzt werden durch die 
Speicherung von Daten über abhanden gekommene 
oder zur Begehung von Straftaten benutzte Waffen, 
durch die Erfassung der Daten abhanden gekomme- 
ner Personalausweise, Banknoten und sonstiger Ge- 
genstände, soweit sie beschreibbar oder bestimmbar 
sind. 

Durch die maschinelle Erfassung und Verarbeitung 
daktyloskopischer Daten sollen der Vergleich von 
Einzelfingerspuren, kurze Suchzeiten im Rahmen der 
Personen- und Spurenidentifizierung und eine höhere 
Sicherheit beim Aufsuchen identischer Finger- 
abrucke erreicht werden. 

     

Schließlich wird in einer Straftäter- und Straftaten- 

datei der kriminalpolizeiliche Meldedienst durch Er- 

fassung und Speicherung der Daten aller der Polizei 
angezeigten Straftaten und ermittelten Tatverdächti- 
gen mit der Moglichkeit der dezentralen Auswertung 
automatisiert. Diese Daten sollen zugleich der sta- 
tistischen Auswertung dienen und eine Intensivie- 
rung der kriminologischen Forschung ermöglichen. 

Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß diese Da- 
tensammlungen für die polizeiliche Arbeit außerst 
wertvoll sind. Es darf ındessen auch nıcht überschen 
werden, daß cs den Ereiheitsraum des Bürgers un- 
mittelbar berührt, wenn Daten bereits beim Vor- 

liegen von Verdachtsmomenten erfaßt werden. Das 
gleiche gilt für die uneingeschränkte Erfassung von 
abhanden gekommenen Ausweispapieren. Unter den 
Gesichtspunkten von Rehabilitation und Resozuali- 
sierung stellt sich die Frage, ob es allein polızei- 
taktischen Gesichtspunkten vorbehalten bleiben 
kann, für welche Zeitdauer inaktuelle Fahndungs- 
daten gespeichert werden. 

In wohl kaum einem anderen Bereich der Nutzung 

elektionischer Datenverarbeitung durch die often 

liche Verwaltung tritt der Zielkontlikt zwischen der 
Notwendigkeit zur Erhohung der Ei 

waltungshandelns cıneı 
Datenschutzes andererseits so ollen zutage wie beim 
Aufbau des polizeilichen Informationssystenis. Die 
imponierende Leistung. die beim Aufbau dieses 
Systems innerhalb verhältnisimaßig kurzer Zeit voll 
bracht wurde, darf nicht darüber hinwegtäuschen, 
daß bei der technischen Verwirklichung Gesichts- 
punkte des Datenschutzes weniger im Blickfeld stan- 
den. Zwar wurde die Gefahr des unbefugten Daten- 
zugriffs durch Maßnahmen der technischen Daten- 
sicherung wie z. B. programmtechnische Berechti- 
gungsprüfungen, Zugriffschutz in den Datenbanken 
und Protokollführung über die Aktivitäten vermin- 
dert. Hinsichtlich des Datenschutzes vollzog sich der 
Systemaufbau aber in einem gesetzlich nicht naher 
geregelten Raum, da das Bundesdatenschutzgesetz 
noch nicht besteht und die Landesdatenschutzge- 
setze von Hessen und Rheinland-Pfalz allenfalls 
kleine Teilbereiche des komplexen Systems erfassen. 

  

ienz des Ver- 
its und dem Erfordernis des 

    

Der Ausschuß für Datenschutz erkennt durchaus an, 
daß die Polizei in ihrem informationstechnischen 
Entwicklungsstand nicht stagnieren darf. Dabcı 
dürfen aber Gesichtspunkte des Datenschutzes nicht 
unberücksichtigt bleiben. Es wäre Aufgabe des Bun- 
des und der Länder, dem Aufbau und der Nutzung 
von Datenbanken durch die Sicherheitsbehorden im 
Rahmen ihrer Zuständigkeiten besondere Aufmerk- 
samkeit zu widmen. 

  

Der Ausschuß hat die Absicht, ım Rahmen einer 
nach dem Erlaß des Bundesdatenschutzgesetzes für 
den Landesgesetzgeber noch verbleibenden Gesetz- 
gebungszuständigkeit ein hohes Maß an rechtlicher 
Verfahrenssicherung anzustreben. Der Sensitwit it 
der in das polizeiliche Informationssystem cin 
fließenden Daten ist durch die Regelung der Fr- 
fassung, Weitergabe und Verwendung durch Verwai- 
tungsvorschriften und ınnerdienstliche Anweisungen 
allein nicht ausreichend Rechnung getragen. 

  

Die Tatsache, daß einerseits aus uberwiegendem 
öffentlichem Interesse das Auskunitsrecht der Be- 
troffenen ausgeschlossen wurde ($ 11 Abs. I des 
Landesdatenschutzgesetzes) bedingt andererseits die 
Notwendigkeit einer ausdrücklichen gesetzlichen 
Regelung des Umfangs und der Dauer zulässiger Da- 
tennutzung für pohzeiliche Zwecke 

  

Der Ausschuß für Datenschutz hatte Gelegenheit, ın 
einem schr freumitigen Gesprach mıt dem Prasiden- 
ten des Bundeskriminalamtes, Herrn Dr. Herold, Pro- 

bleme des Datenschutzes zu erörtern. Dabei konnte 
er sich einen Überblick über die derzeitigen und die 
für die Zukunft geplanten Anwendungen der elektru- 
nischen Datenverarbeitung ım polizeilichen Bereich 
verschaffen und einen Teil der technischen Einrich- 
tungen des Bundeskriminalamtes besichtigen. 

  

11
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Aus dem polizeilichen Bereich bleibt zu erwahnen, 

daß der Ausschuß gegen eine vom Ministerium des 

Innern nach & 10 Abs. 2 des schutzge 

setzes angemeldete Nutzung von Daten für Fahn- 
dungszwecke durch Vergleich mit den in emer Reihe 
von Datenbanken des Landes für den Vollzug von 

Verwaltungsaufgaben erfaßten Personalien keine Ein- 
wendungen erhoben hat. Den Erfordernissen des 
Datenschutzes war durch die Herstellung von Daten- 
trägern, die nur den Namen, den Geburtsnamen, das 
Geburtsdatum, das Geschlecht, den Geburtsort und 
die Anschrift enthielten, Rechnung getragen. 

    

ndeschite 

  

Durch die Anwendung der elektronischen Datenver- 
arbeitung und die inhaltliche Beschrankung der Da- 
tensätze auf die genannten Merkmale konnte ver! 
dert werden, daß Unbefugte -- wie bei einer vor 
mehreren Jahren mit konventionellen Mitteln durch- 
geführten Fahndungsaktion — Einblick ın Karteien 
mit besonders sensitivern Inhalt erhielten. 

  

. Recht auf Auskunft 

Mchrere Bürger haben sich ım Berichtszeitraum an 
den Ausschuß für Datenschutz gewandt und um Aus- 
kunft über die zu ihrer Person gespeicherten Daten 
gebeten. 

Die Anfragenden wurden darauf hingewiesen, daß 
diese Auskunft nach $ 11 Abs. 2 des Landesdaten- 
schutzgesetzes vom Anwender der elektronischen 
Datenverarbeitung durch Ausdruck der gespeicherten 
Daten zu erteilen ist. Aufgrund der dem Ausschuß 
vorliegenden Ergebnisse der Erhebung über die dem 
Datenschutz unterliegenden EDV-Anwendungen 
konnte den Anfragenden mitgeteilt werden, bei 
welchen Behörden und sonstigen, dem Landesdaten- 
schutzgesetz unterliegenden Stellen das Recht auf 
Auskunft geltend zu machen ist und für welche An- 
wendungsgebiete Daten von Einwohnern der jeweili- 
gen Wohnsitzgemeinden gespeichert werden. 

In einem weıteren, dem Ausschuß für Datenschutz 

bekanntgewordenen Fall ıst das Recht aut Berichti- 
gung ($ 12) personenbezogener Daten mit Erfolg gel- 
tend gemacht worden. 

Die insgesamt noch recht geringe Zahl von Aus- 
kunftsersuchen nach $ I1 des Landesdatenschutzge- 
setzes kann nıcht daruber hinwegtäuschen, daß dıe 
Ausbreitung der elektronischen Datenverarbertung in 
der öffentlichen Verwaltung von vielen Burgern mit 
Unbehagen zur Kenntnis genommen wird. Dieses Un- 
behagen beruht zu einem nicht geringen Teil auf der 
Tatsache, daß viele mıt Hilfe der elektronischen Da- 
tenverarbeitung hergestellte Mitteilungen, Bescheide, 
Bescheinigungen usw. aufgrund des Zwangs zur 
Typisierung und Standardisierung wenig bürger- 
freundlich sind. Es zeigt sich dem Burger .ber auch 
eine gewisse Schwerfälligkeit der elektronischen Da- 

  tenverarbentung, aul eingetretene Veränderungen von 
tatsächlichen Verhaltnissen mit der nötigen blexibili 
tat zu reagieren. Die Folgen sind nicht selten unrich- 

tige Datenspeicherungen und Fehler im Verwaltungs 
volleug. 

      

Das durch $ 11 des Landesdatenschutzgesetzes be 
grundeie Recht auf Auskunft dient sowohl dem 
Bürger als auch dem Interesse der offentlichen Ver- 
waltung an der Speicherung richtiger Daten. Der 
Ausschuß für Datenschutz wird daher bei der Lan- 
desregierung anregen, die Möglichkeit zu prufen, ob 
an geeigneter Stelle des Verwaltungsverfahrens „uf 
das Auskunftsrecht nach $ 11 und den Berichti- 
gungsanspruch nach $ 12 des Landesdatenschutzge- 
setzes hingewiesen werden kann. 

Datenverarbeitung im Bereich der 
klıniken 

Universitäts 

In einer anderen Frage hat sich das concilum medı- 
cinale der Johannes Gutenberg-Universität Mainz an 
den Ausschuß für Datenschutz gewandt. 
In einem Schreiben des Vorsitzenden und in einer 
beigefügten Resolution dieses Gremiums wırd auf die 
im Bereich der Universität anstehende Entscheidung 
über die in Zukunft zu handhabende Form der elek- 
tronischen Datenverarbeitung hingewiesen und die 
Auffassung vertreten, daß aus Grunden des Daten- 
schutzes die Verarbeitung von patientenbezogenen 
Daten nur auf einem klinikseigenen Rechensystem 
erfolgen könne. 

Das concılium medicinale weist ın diesem Zusam- 
menhang auf die besondere Schutzwürdigkeit der 
medizinischen Daten der Patienten hin und fordert, 
daß vor eıner endgultigen Entscheidung der Universi- 
tat der Ausschuß für Datenschutz gehort werden 
musse. 

Der Ausschuß hat die Universitat und das Kultus- 
ministerium um Stellungnahme gebeten. 

Das Verfahren ıst noch nicht abgeschlossen. 

. Weitergabe von Daten an den Sudwestfunk 

Ein Mainzer Burger, Angehöriger eines freien Be- 
rutes, hat sich in Ausübung seiner Rechte nach $ 14 
des Landesdatenschutzgesetzes an den Ausschuß ge- 
wandt und vorgetragen, daß ein Beauftragter des 
Südwestfunks in seiner Praxis eine Überprufung vor- 
genommen habe, um festzustellen, ob alle dort vor- 
handenen Radiogeräte ordnungsgemäß angemeldet 
seien. 

  

Der Beschwerdeführer außerte die Vermutung, daß 
die Überprüfung durch die Kenntnis von Daten über 
seinen Betrieb veranlaßt worden sei, die eine öffent-



Landtag Rheinland-Pfalz 8. Wahlperiode Drucksache 8/ 350 

  

liche Stelle dem Süulwestfunk ubermittel habe und 
bat um eine Untersuchung der Angelegenheit durch 
den Ausschuß fur Datenschutz. 

Soweit die vom Ausschuß bisher durchgeführten 

Nachforschungen bereits zu Ergebnissen geführt ha- 
ben, kann festgestellt werden, daß dem Sudwestfunk, 
dessen Überwachungsbeauftragte nach dem Staats 
vertrag über die Regelung des Rundfunkgebühren- 
wesens vom 31. Oktober 1968 in Verbindung mit 
der Satzung des Südwestfunks über das Verfahren 
zur Leistung der Rundfunkgebühren vom 5. Januar 
1971 (GVBl. S.35) u.a. berechtigt sind, Auskünfte 
über die Anmeldung und das Bereithalten von Rund- 
funkempfangsgeräten zu verlangen, bereits ın zwei 
Fällen vom Landesrechenzentrum Namens- und An- 

schriftenlisten aus der Einwohnerdatenbank über- 
geben worden sind, Es handelt sich dabei um Listen 
über dıe in zwei Städten des Landes polızeilich ge- 
meldeten Ausländer. 
Zur Herausgabe solcher Listen, die nur die Namen 
und die Anschriften enthalten, sieht sich das Landes- 
rechenzentram aufgrund der allgemeinen Verpflich- 
tung zur Amtshilfe gegenüber dem Südwestfunk als 
Anstalt des öffentlichen Rechts verpflichtet. 

Angaben über das Vorhandensein von Rundfunkge- 
räten sind in keinem EDV-System des Landes oder 
der Kommunen erfaßt. Zu dem anstehenden Einzel- 
fall konnte festgestellt werden, daß die Daten des 
Beschwerdeführers von keinem Rechenzentrum des 
staatlich-kommunalen Datenverarbeitungsverbundes 
weitergegeben worden sind. 

Die Stellungnahme des Sudwestfunks zu der Ange- 
legenheit steht noch aus. Sobald sie vorliegt, wird 
sich der Ausschuß abschließend mit der Angelegen- 
heit befassen. 

. Befragung rheinland-pfälzischer Lehrer 

Das Staatsinstitut für Bildungsforschung und Bil- 
dungsplanung in München hat im Mai dieses Jahres 
mit Genehmigung des Kultusministeriums eine Befra- 
gung rheinland-pfälzischer Lehrer an Grundschulen, 
Hauptschulen, Realschulen und Gymnasien zu aktu- 
ellen pädagogischen Problemen durchgeführt. Der 
Abgeordnete Scharping wandte sich unter Hinweis 
auf eine von ihm eingebrachte Kleine Anfrage zu 
diesem ‘Thema (Drucksache 8/79) an den Ausschuß 
für Datenschutz mut der Bitte, den Sachverhalt zu 
erörtern und eine Stellungnahme des Ministeriums 
des Innern einzuholen. 

In diesem Falle wird die in der Antwort des Kultus- 
ministeriums (Drucksache 8/115) auf die Kleine An- 
frage vertretene Auffassung zu prufen sein, es han- 
dele sich um keine geschützten Daten im Sinne des 

3 1 Abs. 2 des Landesdatenschutzgesetzes, da die Be- 
fragung anonym durchgeführt worden und auf frei- 
williger Basis erfolgt sei. Denn im Ausschuß wurde 
die Auffassung vertreten, es sei nicht auszuschließen, 

18. 

daß die Anonymität der Befragten nicht gewähr- 
leistet sei, da ein Teil der Angaben Ruckschlüsse aut 
die Identitat zulasse. es sich folglich um persanen 
bezogene Daten handele, die dem 
schutzgesetz unterliegen. Ferner wurde die behaupte 
te Freiwilligkeit in Zweifel gezogen und die Frage 
aufgeworlen, ob die Freiwilligkeit der Beantwortung 
angesichts des noch mangelhaft entwickelten Daten- 
schutzbewußtseins uberhaupt von entscheidender Be- 
deutung sein könne. 

Landesdaten 

Der Ausschuß für Datenschutz hat sich in einer 
Sitzung unmittelbar vor der Berichtabfassung mit der 
Angelegenheit befaßt. Er hielt es für angezeigt, vor 
einer abschließenden Meinungsbildung einen sachver- 
ständigen Vertreter des Kultusministeriums anzu- 
hören. Dies soll ın einer Sitzung geschehen, die in 
Kürze stattfindet. 

. Öffentlichkeitsarbeit 

Der Ausschuß für Datenschutz hat im Berichtszeit- 
raum seine Bemühungen, das Verständnis der Öffent- 
lichkeit für die mit der elektronischen Datenverarbei- 
tung verbundenen Probleme und die Notwendigkeit 
des Datenschutzes zu fördern, fortgesetzt. 
So hat sich aus dem Kontakt mit der Presse ergeben, 
daß die Behandlung eines konkreten Falles aus der 
Arbeıt des Ausschusses in der Öffentlichkeit weitaus 
mehr Widerhall findet als die theoretisierende Dar- 
stellung abstrakter Probleme des Datenschutzes. 

Die zunehmende Zahl von Anfragen an den Aus- 
schuß für Datenschutz und die Bitten um Über- 
sendung von Material zum Thema Datenschutz 
— uber die Landesgrenzen hinaus — lassen erkennen, 
daß die Tätigkeit des Ausschusses beachtet wird, und 
daß die Bevölkerung ihn als die Stelle anerkennt, an 
die sie sich in Fragen des Datenschutzes wenden 
kann. 

  

Schlußbemerkung 

Der Ausschuß legt diesen Zweiten Tätigkeitsbericht 
vor in der Erkenntnis, daß er -- auch angesichts der 
allgemeinen Entwicklung von Datenverarbeitung und 
Datenschutz — immer noch in der Anfangsphase 
seiner Arbeit steht. Immerhin kann der jetzt vorge- 
legte Bericht erstmals einen vollen Jahreszeitraum er- 
fassen. Der Ausschuß geht dabei davon aus, daß auch 
der kritische Leser die Überzeugung gewinnen kann, 
daß die vom Gesetzgeber gewahlte Konstruktion des 
kollegialen Gremiums ein wirksames Instrument der 
Gewährleistung des Datenschutzes sein kann und daß 
der Ausschuß die ihm vom Gesetz gestellte Aufgabe 
auch wirksam erfüllt. 

Dr. Schmitt 

Vorsitzender
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. Altershilfe 

. Ausbildungsförderung 
Bauwesen 
Brandschutz 

. Einwohnerwesen 

Finanzwesen 

. Forstverwaltung 
Gasöl-Verwendungsgesetz 

. Gesundheitswesen 

. Gewerbeaufsicht 

. Grundbuchwesen 

. Hochbauverwaltung 

. Hochschulverwaltung 
. Jugendwohlfahrt 
. Justizverwaltung 
. Krankenhauswesen 
. Kriegsopferversorgung 
Landesinformationssystem 

. Landeskulturverwaltung 
. Landesplanung 
. Landwirtschaftliche Verwaltung 
. Lastenausgleich 
. Liegenschaftskataster 
. Medizin 
. Personalwesen 
. Pflegekostenabrechnung 
. Polizei 
. Prufungswesen 
. Rechtspflege 
. Schulverwaltung 

Sozialhilfe 

. Statisuk 

. Steuerverwaltung 

. Strafregister 

. Strafvollzugsverwaltung 

. Unterhaltssicherung 

. Unterricht und Bildung 
. Verkehrswesen 

. Versicherung 
Veterinärwesen 

. Versorgungsverwaltung 
. Wasserwirtschaftsverwaltung 
Wohngeld 

Anlage 1
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Anlage 2 
t ausscmuss | AUSKUNFTSSYSTEM 1 ADAS ı 
I ruen ' ——— 
1 DATENSCHUTZ 1 VATENSCHUutdg 1 15.08.1975 1 
t ' s ı 

REGISTERNIMMER 20 00 

BEHOERDENIWAAER 0 

ANWENDER ‘ POLIZETMT 

ANWENDUNGSGEBIET E EINWOHNERWESEN 

AUTOM. FUNKTIONEN  : FUEHRUNG DER EINWORWERMELDEKARTEI „ MITTEILUNGEN AN ANDERE 
BENDERDEN +» AUSSTELLUNG VON BESCHEINIGUNGEN » ERTEILUNG VON 
AUSKUENFTEN , WEMRERFASSUNG » AUSSTELLUNG VON 

UNTERSUCHUNGSBERECHT IGUNGSSCHE INEN 

RECHTSCRUNDLAGEN s MELDEG » WEHRPFLICHTGESFTZ , JUGENDARBEITSSCHUTZGESETZ 

INTEGRATION ‘ KRIMINALFOLTZEILICHES INFORMATIONSSYSTEM 1 PERSONENFAHNDUNG ) 

BENUTZERKREIS s MELDEBFHOEROFN , PULIZEIDIENSESTELLEN , KREISMENRERSATZAMT , 
AUSLAFNDERBEMOERDE „_ KIRCHENBEHOERDE „ PRIVATE 

ERFASSUNGSSTELLE ‘ ERBE SELaST 

VERARBEITUNGSSTELLE ı 31500020003 LANDESRECHENZENTRUM NHEINLAND-PFALZ » 6500 MAINZ 
MOLTKESTRASSE 6 

SICHERUNGSMASSNAHMEN: DIE BEDIENUNG DEQ AN DAS OATENFERNUEBERTRAGUNGSSYSTEM 
ANGESCHLOSSENFN DATENSTATION ERFOLGT DURCH ZUR 
GEHEINHALTUNG BESONDERS VERPFLICHTETES PERSONAL . DIE 
OATENSTATION 15T MIT EINFM SICHERHEITSSCHLOSS VERSEHEN „ UM 
DIE BENUTZUNG DURCH IMBEFUGTE AUSZUSCHLIESSEN . FERNER WIRD 
DURCH SYSTEMINTERNE HERECHTIGUNGSPRULFUNGEN GEWAENRLEISTET » 
DASS EINGABEN , AENDEÄUNGEN UND AGFRAGEN NUR DURCH DIE DAFUER 
SACHLICH UND DERTLICH ZUSTAENDIGEN DIENSTSTELLEN VORGENOMMEN 
WERDEN KOENNEN . SAEMTLICHE EINGABEN UMD ABFRAGEN WERDEN ZUDEM 
PROTOKOLLIERT » 
DIE SPEICHERUNG UND VERARBEITUNG DER DATEN IM LRZ ERFOLGT 
UNTER BEACHTUNG DER DORT FUER DEN DATENSCHUTZ RESTEHENDEN 
DIENSTANWEISUNG . 

DATENKATALOG : PERSONENKENNZEICHEN 
GEBURTSDATUM 
GESCHLECHT 
FANILTENNAME 
GFBURTSNANE 
AKADEMISCHE GRADE 
ORDENS- , KUENSTLER - „ SCHRIFTSTFLLEN- ODER NICHT 
ANERKANNTER -GENANNT- NAME 
FAMILIENNAME OES EHEMANNES 
VORNAME UN } 
GEBURFSORI 
STELLUNG IN LER FAMILIE 
FAMILIENSTAND 
RELIGIONSZUGEHOERIGKFLT 
STAATSANGEMÜERIGKEIT I ReCHTSSTELLUNG I 
STAATSANGEHDERIGKEITSNACHWEIS 
LOMNSTEUFRRECHTLICHE MERKMALE 
ENEGATIE 
LETZTE FAMILIENSTANDSAENDERUNG 
FAMILIENNAME AUS LETZTER EnE 
ELTERN / AUOPTIVILIERN / PFLEGEELTLAN 
ANSCHRIETEN { MAUPT- UND NEBENWOHNUNGEN } 
UMZUG INNERMALB EINEN GEMEINDE 
VERZUG NACH 
BFSNNDERFE AUFENTHALTSVERHAELTNISSE 
PERSONALAUSAEIS „ DASS/PASSERSATZPAPILRE 
PASSVERSAGUNGSGAUFNDE 
UNTERSUCHUNG SBERECHT IGUNGSSCHEIN 
PERSONENSTANDS- UND / ODER NAMENSSECHTLECHE 
AENDERUNGE. 
BESCHRAENKUNG DER GESCHAEFTSFAEHIGKEIT 
HINWEISE AUF WAHLSERECHTIGUNG UND WAEHLBARKEIT 
AUSKUNFTSSPEHTE 
SUCHVERMERKE 
MEHHFRFASSUNG 
HINWEISE AUF SCHULPRLICHT 
HINWEISE AUF IMPFPFLICHT 
STERBFDATEN


